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Anforderungen an eine strategische UVP -
dargestellt am Beispiel der Bauleitplanung der Stadt Erlangen

Claudia RIEHL

Einleitung

Vor der Umsetzung der Richtlinie des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften zur Projekt-UVP in 
bundesdeutsches Recht hatten bereits nicht wenige 
Kommunen freiwillig Umweltverträglichkeitsprü­
fungen durchgeführt. Sie taten dies, weil sie auf 
diese Weise vorsorgenden Umweltschutz betreiben 
konnten und mittel- bis langfristig auch auf finan­
zielle Vorteile hofften. Inzwischen gibt es bei der 
Europäischen Union (EU) konkrete Bestrebungen 
zum Erlaß einer UVP-Richtlinie für Pläne und Pro­
gramme (sog. strategische UVP). Wiederum sind es 
die Kommunen, die bereits seit einiger Zeit strategi­
sche Umweltverträglichkeitsprüfungen vornehmen 
und mit ihren Erfahrungen der Diskussion um das 
geplante neue Instrument Vorschub leisten können. 

Im Rahmen des Forschungsvorhabens "UVP in der 
Bauleitplanung''**, das vom Umweltbundesamt be­
auftragt und durch Mittel des Bundesministeriums 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und 
der Europäischen Union gefördert wurde, hat das 
Instimt für Stadtfoischung und Struktuipolitik GmbH 
(IfS) kommunale Erfahrungen mit der strategischen 
UVP auf der Ebene der Flächennutzungsplanung 
recherchiert und ausgewertet. Auf der Basis dieser 
Erfahrungen entstand ein Leitfaden zur UVP in der 
Bauleitplanung mit dem Schwerpunkt auf der Ebe­
ne der Flächennutzungsplanung (FNP). Die strate­
gische UVP zur Flächennutzungsplanung der Stadt 
Erlangen wurde in dem genannten Forschungsvor­
haben als Fallstudie vertiefend analysiert.2*

Die Erfahrungen Erlangens weisen an vielen Punk­
ten auf Besonderheiten der strategischen UVP ge­
genüber der Projekt-UVP hin. Sie sollen daher in 
diesem Beitrag dargestellt werden. Zu diesem 
Zweck wird zunächst ein Überblick gegeben, wie in 
Erlangen die strategische UVP angelegt und in das 
Verfahren zur Gesamtfortschreibung des Flächen­
nutzungsplanes integriert wurde.

Es schließen sich Hypothesen an, inwiefern sich 
Anforderungen an eine strategische UVP von den 
Anforderungen an eine Projekt-UVP unterscheiden 
müssen. Jede dieser Hypothesen soll durch die bei­
spielhafte Schilderung ausgewählter Sachverhalte 
des Erlanger UVP-Prozesses praktisch belegt wer­
den. Dabei wird letztlich insgesamt ein detaillierter 
Eindmck wesentlicher Momente der Erlanger UVP 
entstehen.
Das abschließende Fazit setzt die einzelnen Hypo­

thesen zueinander in Beziehung und erläutert deren 
Relevanz für das Gesamtprofil einer strategischen 
UVP.

1. Die Erlanger UVP zur Gesamtfortschreibung 
des Flächennutzungsplanes

Der Beschluß zur Gesamtfortschreibung des Flä­
chennutzungsplanes fiel im Erlanger Stadtrat am 
30.5.1990. Bis dato ist das formale FNP-Verfahren 
noch nicht abgeschlossen, doch wurden die wesent­
lichen Standortentscheidungen bereits weitgehend 
gefällt.
Die Zuständigkeit für das FNP- und damit für das 
XNY-Verfahren lag beim Referat für Stadtplanung 
und Bauwesen (Stadtplanungsamt), während das 
Referat für Recht und Umweltschutz (Umweltamt) 
für die Untersuchungen im Rahmen der UVP und 
deren Dokumentation verantwortlich zeichnete. 
"Die wesentlichen Etappen des Erlanger UVP-Ver­
fahrens waren markiert durch

das Scoping,
die sich anschließende erste UVP-Stufe, die als 
Umwelterheblichkeitsprüfung (UEP) zu bezeich­
nen ist,
den darauffolgenden, politisch letztlich nicht 
tragfähigen Versuch, eine erste Entscheidung 
über darzustellende Wohnbau- und gewerbliche 
Bauflächen herbeizuführen, 
die Mitteilung an ausgewählte Träger öffentli­
cher Belange und die vorgezogene Bürgerbetei­
ligung nach § 3 Abs. 1. BauGB sowie 
die zweite UVP-Stufe, in der die Umweltver­
träglichkeitsuntersuchung (UVU) angefertigt, 
das UVP-Dokument erstellt und Entscheidun­
gen seitens des Stadtrates in mehreren Sitzun­
gen über darzustellende Wohnbau- und gewerb­
liche Bauflächen im FNP-Vorentwurf herbeige­
führt wurden"

Als bedeutende Festlegungen während des ersten 
Scoping-Termins seien

die Auswahl potentieller Wohn- und Gewerbe­
standorte sowohl als Gegenstand der UVP als 
auch der Arbeit am FNP sowie 
die Festlegung eines analogen Vorgehens bei 
den Arbeiten am FNP und der UVP während der 
ersten Arbeitsphase bzw. UVP-Stufe 

genannt.
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Die Auswahl potentieller Darstellungen des FNP - 
und damit einhergehend die Festlegung der sowohl 
im Rahmen des FNP- wie auch des UVP-Verfahrens 
zu untersuchenden Flächen - erfolgte gemeinschaft­
lich durch das Stadtplanungs- und das Umweltamt. 
Diese vorläufige Arbeitsgrundlage basierte auf Stel­
lungnahmen seitens des Referates für Wirtschaft, Lie­
genschaften und Wohnungswesen, die insbesondere 
auf die Verfügbarkeit etwaiger Standorte Bezug 
nahmen, so daß von Beginn an ein realitätsnahes 
Vorgehen gewährleistet war. Von besonderer Bedeu­
tung für die Festlegung potentieller Standorte war 
ferner eine landschaftsplanerische Stellungnahme. 
Sie bewirkte, daß über den Bedarf hinausgehend 
Flächen in die Auswahl potentieller Standorte ein- 
bezogen wurden, die aus landschaftsplanerischer 
Sicht nach einer ersten Grobeinschätzung unbe­
denklich erschienen. Auf diese Weise war es seitens 
der UVP möglich, nicht allein die Verhinderung 
einer Darstellung besonders umweltwnverträglicher 
Standorte anzustreben, sondern konstruktiv mit Flä- 
chenaltemativen in den Auswahlprozeß darzustel­
lender Wohnbau- und gewerblicher Bauflächen ein­
zugreifen.
Eine Besonderheit der ersten UVP-Stufe stellt die 
analoge A rbeitsweise am Flächennutzungsplan 
und der UVP dar: Das Stadtplanungsamt und das 
Umweltamt stimmten sich über die jeweiligen Ar­
beitsprogramme bis hin zum Bewertungsrahmen 
für die fraglichen Flächen ab, so daß eine Vergleich­
barkeit der Ergebnisse gewährleistet und eine ge­
meinsame Ergebnisaufbereitung zur Vorlage im 
Stadtrat erstellt werden konnte. Für das Gelingen 
dieser analogen Arbeitsform waren prozeßbeglei­
tende informelle Scoping-Termine zwischen den 
beiden Ämtern bestimmend.
Der ersten Arbeitsstufe am FNP und der UVP kam 
nach der verwaltungsintemen Intention eine Ab­
schichtungsfunktion zu, denn das Ziel dieser Arbeit 
war das Ausscheiden von besonders umweltwnver- 
träglichen Standorten einerseits und das Festlegen 
besonders gut geeigneter Flächen andererseits, um die 
folgenden Untersuchungen nur für problematische 
Flächen weiterzuführen. Verwaltungsintem konnte 
eine Einigung auf diese Flächen erzielt werden, 
während dies auf politischer Ebene im Stadtrat nicht 
mitgetragen wurde (zu den Gründen vgl. Pkt. 2.1). 
Die Schritte der vorgezogenen Bürgerbeteiligung 
und der Mitteilung an ausgewählte Träger öffentli­
cher Belange (TÖB) im Rahmen des FNP-Verfah­
rens wurde seitens der UVP mitgenutzt. Hierfür 
wurden umweltrelevante Informationen in die ver­
sandten bzw. ausgelegten Unterlagen integriert. 
Wenn auch während der zweiten UVP-Stufe die 
Untersuchungen mit den Arbeiten am FNP laufend 
koordiniert wurden, so wurden sie doch - im Gegen­
satz zur ersten UVP-Stufe methodisch unter­
schiedlich von diesen angelegt. Die Umweltverträg­
lichkeitsstudie beinhaltete Vertiefungsuntersuchun­
gen, methodische Erweiterungen (vgl. Pkt. 2.6), 
bezog zusätzliche Dispositionsflächen bzw. Flä­
chen anderer Nutzungsarten (z. B. Verkehrsflächen,

Grünflächen) ein und mündete in die Erstellung 
eines eigenständigen UVP-Dokumentes.
Trotz eigenständiger inhaltlicher UVP-Arbeit wur­
den die Arbeitsergebnisse laufend in den Arbeits­
prozeß am FNP eingespeist und mit der eigenen 
Arbeit rückgekoppelt. Die Steuerung des politi­
schen Anteils des Planungsprozesses (Zeitpunkt 
und Art der Vermittlung der Arbeitsergebnisse auf 
die politische und öffentliche Ebene) erfolgte schließ­
lich nach gemeinschaftlicher Abstimmung.
Ziel der zweiten Arbeitsstufe war die definitive Aus­
wahl der Darstellungen im FNP sowie die Festle­
gung von Ausgleichs- und Ersatzflächen. Abbil­
dung 1 gibt wesentliche Elemente des Erlanger 
UVP-Prozesses zusammenfassend wieder.

2. Hypothesen zur strategischen UVP

Die Flächennutzungsplanung stellt - wie bereits er­
wähnt - eine strategische Planungsebene dar. Den­
noch liegt sie vergleichsweise näher an der Projekt­
ebene als etwa Regionalpläne und -programme, 
übergeordnete Fachpläne und -programme, Landes­
entwicklungspläne und -programme oder gar die 
Entwicklung parteipolitischer Programme. Deshalb 
werden zwar manche Unterschiede der strategischen 
UVP im Erlanger FNP-Verfahren im Vergleich zu 
einer Projekt-UVP bei einer näheren Analyse dieses 
Beispiels durchaus erkennbar sein. Die Bedeutung 
mancher scheinbar zunächst unauffälliger Verände­
rungen wird jedoch erst dann augenscheinlich, wenn 
es Hypothesen im Hintergrund gibt, welche Verän­
derungen bei einer strategischen UVP ganz generell 
zu erwarten sind. Diese Hypothesen können den 
analytischen Blick auf das vorliegende Beispiel 
schärfen und eine Einordnung der Beobachtungen 
vor dem Erwartungshintergrund erleichtern. 
Insofern erscheint es hilfreich, besonders wichtige 
oder besonders schwierige Aspekte der Projekt- 
UVP aufzugreifen und deren zu erwartende Verän­
derung vor dem Hintergrund strategischer Entschei­
dungen zu diskutieren. Der Veränderungstrend wird 
dabei um so deutlicher, je  weiter die fragliche stra­
tegische Ebene von der Projektebene entfernt anzu­
siedeln ist. Dies ist z.B. bei der Entstehung politi­
scher Strategien der Fall, weshalb die politische 
Ebene hier als Zielebene der Überlegungen dienen 
soll. Bei den oben genannten Plänen und Program­
men wird die Ausprägung der zu diskutierenden 
Aspekte zwischen der Projekt-UVP und der strate­
gischen UVP im Politikbereich anzusiedeln sein.

2.1 Charakter des Instrumentes

Bereits bei der Projekt-UVP wird der Doppelcha­
rakter des Instrumentes deutlich: Es handelt sich 
sowohl um ein fachliches als auch um ein politi­
sches. Das Anliegen bei der Konzeption des Instru­
mentes bestand in erster Linie in der fachlichen 
Fundierung der Entscheidungsfindung durch eine 
strukturierte Einstellung umweltrelevanter Aspekte 
in Abwägungs- und Genehmigungsentscheidun-
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Abbildung 1

Die Erlanger Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) zum Flächennutzungsplan im Überblick.

gen. Den Umweltbelangen sollte dadurch ein ange­
messeneres Gewicht gegenüber anderen Belangen 
zukommen. Da bei vielen Projekten, für die eine 
UVP durchgeführt wurde, die Projektrealisierung 
bereits vor Beginn der UVP feststand, lag deren 
Aufgabe hauptsächlich in der fachlichen Optimie­
rung der Projekt-Konzeption bzw. günstigstenfalls 
in der Beeinflussung der Standortwahl des Projek­
tes.

Durch die zwischenzeitlich mit der Projekt-UVP 
gesammelten Erfahrungen wird deutlich, daß dem 
Verfahren der Projekt-UVP gegenüber der Umwelt­

verträglichkeitsstudie eine imgleich größere Bedeu­
tung zukommt als zunächst angenommen. Dies liegt 
nicht zuletzt darin begründet, daß die großen 
Maßstäbe der Projekte unweigerlich politische Im­
plikationen mit sich bringen, auf die Projekt-Modi­
fikationen zurückwirken können (z.B. Reduzierung 
der Anzahl erwarteter neuer Arbeitsplätze durch 
Zurückfahren der geplanten Kapazitäten einer Ferien­
großeinrichtung) .

Soll eine UVP mm jedoch direkt in den Entste­
hungsprozeß einer politischen Strategie eingreifen, 
stehen die politischen Implikationen geradezu im
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Vordergrund - sie sind der "Untersuchungsgegen­
stand" der strategischen UVP. Die Untersuchungen 
bilden das Material, anhand dessen die politischen 
Diskussionen geführt werden (sollten). Insofern be­
sitzen beide Instrumente - die Projekt-UVP und die 
strategische UVP - den Doppelcharakter eines so­
wohl fachlichen wie auch politischen Instrumentes; 
jedoch ist die Bedeutung des politischen Anteils 
gegenüber dem fachlichen Aspekt bei der strategi­
schen UVP ungleich größer als bei der Projekt-UVP 
(zur Gegenüberstellung von Projekt-UVP und stra­
tegischer UVP vgl. jeweils auch Tabelle 1).
Zu erkennen ist die große Bedeutung des politi­
schen Anteils am Charakter der strategischen UVP 
im Fall Erlangens z.B. am Scheitern der Abschich­
tungsfunktion der ersten UVP-Stufe. Obwohl ver- 
waltungsintem - d.h. aus fachlicher Sicht - die be­
absichtigte Flächenvorauswahl einvemehm lich 
zwischen Stadtplanungs- und Umweltamt getroffen 
werden konnte, wurde diese Vorentscheidung auf 
politischer Ebene im Stadtrat nicht mitgeträgen. 
Dies lag jedoch nicht in Gründen, die seitens der 
UVP zu vertreten gewesen wären. Die Entschei­
dung bezog sich auf den klassischen politischen 
Konflikt, der in der Stadtentwicklung auftritt: Eine 
aus umweltpolitischen und städtebaulichen Grün­
den restriktiv gestaltete Ausweisungspolitik steht 
hier im Konflikt zu einer großzügigen Ausweisung 
aus Gründen der Steuerung der Grundstückspreise. 
Ferner mag eine Rolle gespielt haben, daß ganz 
generell eine Einengung des politischen Spielraums 
zu einem vergleichsweise frühen Verfahrenszeit­
punkt von den Beteiligten nicht gewünscht wurde, 
da sich die politischen Prozesse erst mit einer hin­
reichenden Konkretisierung der Planungsabsicht zu 
entwickeln begannen.
Auch im Sprachgebrauch seitens der Verwaltung ist 
eine deutliche Bezugnahme auf die politische Ak­
zeptanz der Berücksichtigung umweltrelevanter 
Belange zu erkennen. Entsprechend der Ausprä­
gung dieser Akzeptanz wurde während der ersten 
UVP-Stufe und für den Verfahrensschritt der Mit­
teilung an die Träger öffentlicher Belange aus poli­
tischen Gründen auf die Bezeichnung "UVP" ver­
zichtet, wenngleich deren Ergebnisse durchaus ver­
mittelt wurden. Sie wurden in die Arbeits- und Abstim­
mungsvorlagen für den Stadtrat als selbstverständli­
cher Anteil integriert. Im Anschreiben an die Träger 
öffentlicher Belange (TÖB) war z.B. von "ökologi­
schen Gesichtspunkten" oder der "Dokumentation 
des räumlich-ökologischen Konfliktmaterials" zu 
lesen. Erst mit zunehmender Verfahrensdauer und 
Auseinandersetzung der politischen Vertreterinnen 
mit umweltrelevanten Aspekten konnten diese ei­
genständig instrumentalisiert und dargestellt wer­
den. Die politische Akzeptanz für das Instrument 
UVP war während der zweiten UVP-Stufe gegeben. 
Ein weiteres Indiz für die große Bedeutung der 
strategischen UVP als politisches Instrument stellen 
die Zwischenabstimmungen des Stadtrates im Ver­
lauf der zweiten UVP-Stufe dar: Mehrfach konnte 
für die Abstimmungsvorlage des Stadtplanungsam­

tes (die im Einvernehmen mit dem Umweltamt er­
stellt worden war) mit der darin vorgeschlagenen 
Standortauswahl keine Mehrheit erreicht werden. 
Daraufhin wurden unstrittige Flächen in der Vorlage 
belassen und beschlossen. Im Hinblick auf die strit­
tigen Flächen konnte durch umfängliche Diskussio­
nen, in die umweltrelevante Argumente eingebracht 
winden, schließlich das Bewußtsein der politischen 
Entscheidungsträgerlnnen für die Bedeutung der 
Umweltaspekte erhöht werden. Eine Veränderung 
erneuter Abstimmungsergebnisse konnte in der Fol­
ge insbesondere dann erreicht werden, wenn ver­
tiefte Umweltuntersuchungen als Änderung der 
Sachlage einen Anlaß zur Meinungsänderung boten. 
Schließlich weist eine weitere Beobachtung auf das 
Gewicht des politischen Anteils am Charakter der 
strategischen UVP hin: Während die Untersuchun­
gen im Rahmen der UVP zu keinerlei Verzögerun­
gen für die Arbeit am FNP führten, kam es nach 
Aussagen eines politischen Vertreters zu einem er­
höhten zeitlichen Aufwand für die auf politischer 
Ebene zu führenden Diskussionen über die Stand­
ortentscheidungen, u.a. um die Ergebnisse der UVP 
hinreichend zu berücksichtigen. Diese Diskussio­
nen wurden häufig in Anwesenheit kompetenter An- 
sprechpartner aus der Verwaltung geführt. Die Ver­
mittlung der UVP-Ergebnisse auf die Ebene der politi­
schen Entscheidungsträgerinnen stellte einen deut­
lichen Arbeitsschwerpunkt der Erlanger UVP dar.

2.2 Transparenz / Nachvollziehbarkeit

Die transparente und nachvollziehbare Gestaltung 
des UVP-Dokumentes kann auf der Projektebene 
durch eine Vielzahl von Fachbegriffen aus dem na- 
tur- und ingenieurwissenschaftlichen Bereich er­
schwert werden. Für Laien ist zudem häufig die 
Fülle an Detailinformationen verwirrend, die ein 
Erkennen der wesentlichen Informationen behin­
dern. Erfahrungen mit den "allgemeinverständli­
chen Zusammenfassungen" zeigen, daß diese häu­
fig nicht zum Ausgleich der genannten Schwierig­
keiten beitragen.4̂
Auch auf einer strategischen Ebene steht zu erwar­
ten, daß die Transparenz und Nachvollziehbarkeit 
der UVP-Dokumente für Dritte schwierig zu errei­
chen sein wird. Dies wird vermutlich insbesondere 
durch die sehr komplexen Beziehungen der Um­
weltverträglichkeitsuntersuchungen zu anderen, tan­
gierenden Fachgebieten mit entsprechendem Fach­
vokabular und den beteiligten Verwaltungen be­
dingt sein (unterschiedliche Verwaltungsstrukturen 
befördern verschiedene Informationsstrukturen). 
Neben der generellen Informationsvielfalt und -fül­
le gilt es in der strategischen UVP zudem in erster 
Linie, verschiedene mögliche Entwicklungen zum 
Gegenstand der Untersuchung zu machen, wodurch 
die Einordnung einzelner, relevanter Informationen 
- nicht nur für Außenstehende - schwer fallen kann. 
Schließlich ist die Orientierung zu wahren im Rah­
men eines stark prozeßhaften Planungsvorgangs, 
bei dem jederzeit die Zielrichtung des Prozesses



selbst verändert werden kann oder muß (vgl. auch 
Tab. 1).
Das Erlanger Beispiel zeigt sehr deutlich, wie die 
komplexen Beziehungen bei der Erarbeitung eines 
Flächennutzungsplanes auch in die Arbeit an der 
UVP greifen: In die Arbeiten einzubeziehen waren 
sowohl längerfristige Entwicklungsoptionen (z.B. 
Wohnraumbedarf für die zu erwartende Einwohner­
entwicklung) als auch kurzfristige Planungsent­
scheidungen (z.B. aufgrund konkreter Investoren­
anträge). Abstimmungen waren mit verschiedenen 
Planungsebenen und -ressorts zu treffen (überge­
ordnete Regionalplanung, Stadtentwicklungspla­
nung, Bebauungsplanung, verschiedene Fachpla­
nungen). Die Zeit- und Arbeitsplanung im integrier­
ten FNP- und UVP-Verfahren zeigte sich beeinflußt 
durch Art und Zeitpunkt verschiedener Entschei­
dungsfindungen anderer Planungsebenen und -res­
sorts (z.B. im Hinblick auf die Trassenführung der 
Stadt-Umland-Bahn). Insofern bestand die Anfor­
derung an die UVP nicht in der Fertigstellung be­
stimmter Untersuchungen zu einem vereinbarten 
Zeitpunkt, sondern in der prozeßhaften Einspeisung 
von umweltrelevanten Informationen (Untersu­
chungsergebnissen) in das FNP-Verfahren. Die In­
formationen mußten dabei für eine geeignete Ver­
wertung in unterschiedlichen Detailschärfen aufbe­
reitet werden.
Mithin stellten zum einen die Quantität der zu ver­
arbeitenden (und zu vermittelnden) Informationen 
mit ihren unterschiedlichen Detailschärfen, zum an­
deren der Prozeßcharakter der UVP - ab einer be­
stimmten Umfänglichkeit - eine Herausforderung 
hinsichtlich der Transparenz und Nachvollziehbar­
keit der UVP-Dokumentation dar. Schon allein die 
Einbindung von Vorgaben seitens der Regionalpla­
nung und seitens der Bebauungsplanung stieß im 
Fall Erlangens bei der Wiedergabe in UVP-Doku- 
menten, die der Information politischer Entschei­
dungsträgerinnen dienten, auf Grenzen (z.B. in Er­
läuterungen für Beschlußvorlagen). Andernfalls 
wären die Dokumente überfrachtet und für Laien 
intransparent geworden (in die fachliche Arbeit 
mußten diese Vorgaben gleichwohl einfließen). 
Zusätzlich sei im Hinblick auf die Transparenz auf 
eine Besonderheit im Falle Erlangens hingewiesen: 
Da die politische Akzeptanz der UVP, d.h. von 
eigenständig instrumenteil verankerten Umweltun­
tersuchungen, nicht von Beginn an gegeben war, lag 
es zunächst im Interesse der UVP, den instrumen­
teilen Rahmen nicht in den Vordergrund zu stellen 
(vgl. Pkt. 2.1, Ausführungen zum Sprachgebrauch). 
Dies zwang bis zum Abschluß der ersten UVP-Stufe 
dazu, eine Entscheidung zu treffen zwischen dem 
Anspruch nach Transparenz und dem Ziel einer 
nach und nach zu erreichenden politischen Akzep­
tanz bzw. Integration der UVP-Ergebnisse in die 
politische Diskussion. Sie fiel zugunsten der Ak­
zeptanz und war in dieser Hinsicht erfolgreich. Ab 
der zweiten UVP-Stufe war das Instrument UVP 
unter den Akteurlnnen bekannt und anerkannt. 
Nachteilig wirkte sich diese Entscheidung jedoch

auf die Informationsgewinnung im Rahmen der vor­
gezogenen Bürgerbeteiligung und der Mitteilung an 
ausgewählte Träger öffentlicher Belange aus: Die 
Antworten der TÖB enthielten selten Bezüge zu den 
Umweltauswirkungen, die integriert in den von der 
Verwaltung versandten Unterlagen angesprochen wa­
ren.

2.3 Verfahren

Wenngleich die Projekt-UVP kein eigenständiges 
Verfahren, sondern einen unselbständigen Teil eines 
Verwaltungsverfahrens darstellt, sind doch die Er­
arbeitung der Umweltuntersuchungen vom Pla­
nungsverfahren erkennbar zu trennen, und der for­
male Rahmen ist eindeutig vom Planungsverfahren 
vorgegeben.5* Bei der Entstehung von politischen 
Strategien hingegen kann sich die UVP an keinen 
formalen Rahmen anbinden. Sie muß selbständig 
mit politischem Gespür in die laufenden Prozesse 
eingebracht werden. Eine ständig wechselnde Aus­
einandersetzung mit tagespolitischen und längerfri­
stigen Aktualitäten stellt eine der wesentlichen Ar­
beitsgrundlagen der strategischen UVP dar. Die um­
weltrelevanten Aspekte der politischen Perspekti­
ven müssen in die Diskussion eingespeist und deren 
Ergebnisse in die Untersuchungen rückgekoppelt 
werden. Dieses Vorgehen gestaltet sich gegenüber 
der Projekt-UVP sehr viel flexibler, weil es inhalt­
lich ungleich variabler und komplexer sowie sehr 
viel zeitaufwendiger verläuft (vgl. auch Tab. 1). 
Obwohl die Fortschreibung eines Flächennutzungs­
planes im Rahmen eines formal geregelten Verfah­
rens abläuft, sind deutlich Merkmale zu erkennen, 
die den stringenten formalen Rahmen informell er­
weitern oder aufzulösen beginnen: Erkennbar ist 
dies zum einen an den im Laufe des Verfahrens 
variierenden Planinhalten: Diese sind z.B. bedingt 
durch Veränderungen von Flächenverfügbarkeiten, 
von wechselnden Planungserfordemissen wegen 
geänderter Informations- und Sachlagen, von ver­
änderlichen politischen Rahmenbedingungen wie 
unterschiedlicher Investorenpräsenz oder wech­
selnden Zusammensetzungen des politischen Ent­
scheidungsgremiums (hier: Stadtrat), da sich das 
Verfahren in der Regel über zwei oder mehr Wahl­
perioden erstreckt, u.a.m.
Zum anderen zeigt sich das Erfordernis einer (in­
haltlichen) Integration und Mitsteuerung anderer 
Verfahren: Über die Ebene der Flächennutzungspla­
nung können Intentionen übergeordneter und nach- 
geordneter Planungsebenen entweder unterstützt 
oder erschwert werden, d.h. inhaltlich können meh­
rere Verfahren gleichzeitig tangiert sein.
Ähnlich wie sich die Arbeiten an der Fortschreibung 
des Flächennutzungsplanes ändern, mußte in Erlan­
gen mit den Untersuchungen zur Umweltverträg­
lichkeit flexibel auf die wechselnden Planungsin- 
halte reagiert werden. Dabei zeigte sich gerade zu 
Beginn des Verfahrens, daß die UVP hier nicht in 
einer allein reaktiven Rolle verhaftet bleiben mußte, 
sondern durchaus eigenen Gestaltungsspielraum
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besaß und diesen z.B. durch Einbringen eigener 
Standortvorschläge kreativ nutzte. Im Hinblick auf 
die inhaltliche (informelle) Integration anderer Pla­
nungsverfahren zeigt das Beispiel, daß im Rahmen 
der UVP für den Flächennutzungsplan eine Ausein­
andersetzung mit Projekt-Umweltverträglichkeits­
prüfungen genauso erforderlich war wie eine Ab­
stimmung mit landschaftsplanerischen Zielen oder 
mit Vorgaben der Regionalplanung.

2.4 Steuerung / Koordinierung

Für das Gelingen einer Projekt-UVP sind umfang­
reiche Steuerungs- und Koordinierungsarbeiten er­
forderlich. Für die strategische UVP muß dies um 
so mehr gelten, als die zu bewältigenden Inhalte und 
Prozesse, wie bereits beschrieben, sehr komplex 
sind.
Die Bedeutung von Koordinierungs- und Steue­
rungsanteilen ist aber bei der Projekt- und bei der 
strategischen UVP unterschiedlich einzuschätzen: 
Während bei der Projekt-UVP die zu vernetzenden 
Elemente (wie z.B. Umwelt- und Projektinforma­
tionen, Beteiligte und Planungsziel) weitgehend ge­
geben bzw. bekannt sind, mithin also vorwiegend 
im Zusammenspiel koordiniert werden müssen, sol­
len mit der strategischen UVP unterschiedliche Ent­
wicklungsmöglichkeiten erkannt, erörtert und der 
Entscheidungsprozeß entsprechend gesteuert wer­
den. Allein durch Koordinierung werden aber noch 
keine Entwicklungsoptionen sichtbar. Diese erge­
ben sich erst in der Abschätzung zukünftiger, wech­
selseitiger Beeinflussung unterschiedlicher Hand- 
lungs- und Politikbereiche. Für diese fachliche Ar­
beit und vor allem für die Steuerung in Richtung 
einer ausgewählten Entwicklungsoption61 gilt es 
wechselnde strategische Allianzen zu initiieren, Ak- 
teurlnnen einzubinden, durch gezielte Informati­
onsverbreitung neue Diskussionsräume zu eröffnen 
etc. Der Schwerpunkt der strategischen UVP liegt 
daher eindeutig im Bereich der Steuerung (vgl. auch 
Tab. 1), wenngleich eine gute Koordinierung natür­
lich eine wesentliche Voraussetzung nicht allein der 
fachlich-inhaltlichen Arbeit, sondern auch der 
Steuerung darstellt.
Im Beispiel Erlangen stellte die verwaltungsinteme 
Koordinierung eine Selbstverständlichkeit dar, die 
zeitnah zum Auftreten neuer Sachlagen in Form 
informeller Treffen zwischen dem Stadtplanungs­
und dem Umweltamt stattfand. A uf der Basis dieser 
Koordinierung konnten verwaltungsintem die Um­
weltergebnisse optimal in den Planungsprozeß inte­
griert werden und ermöglichten einen verwaltungs- 
intemen Konsens über anzustrebende Planungsop­
tionen im Flächennutzungsplan. Diese reibungslose 
fachliche Verständigung erlaubte wiederum die ge­
meinsame und daher sehr effektive Vermittlung 
(Steuerung) der Verwaltungsergebnisse auf die po­
litische Ebene. Sie artikulierte sich z. B. in gemein­
samen Beschlußvorlagen für den Stadtrat und in 
einheitlichen Argumentationslinien anläßlich öf­
fentlicher Diskussionen oder im Rahmen von Aus­

schußsitzungen. Als Steuerungsaktivitäten sind fer­
ner die "strategischen Allianzen" anzusprechen, die 
je nach Bedarf mit der übergeordneten Regionalpla­
nungsebene oder auch mit der nachgeordneten Be- 
bauungs-(B-)Plan-Ebene gebildet wurden: Die dort 
erwarteten oder festgestellten Darstellungen und 
Festsetzungen dienten der zusätzlichen argumenta­
tiven Unterstützung ("Sachzwang") angestrebter 
Optionen im Flächennutzungsplan. Das Zeitmana­
gement des Planungsprozesses war insbesondere im 
Kontext dieser erwarteten Festsetzungen von be­
sonderer Bedeutung.
Das große Gewicht, das den Steuerungsprozessen 
im Fall Erlangens zukam, läßt sich bereits am erheb­
lichen zeitlichen Aufwand ermessen, den diese Ak­
tivitäten beanspruchten. Der Steuerungsaufwand 
ließ sich u.a. deshalb wenig durch planvolle und damit 
zeitrationellere Maßnahmen beeinflussen, weil die 
erforderliche Informationsgewinnung ("politisches 
Hintergrundwissen") häufig auf informellem Wege 
erfolgte und sich einer gezielten "Abfrage" bei den 
jeweils betroffenen Akteurlnnen entzog.

2.5 Beteiligungen

Die auffälligsten Unterschiede zwischen der Pro­
jekt-UVP und der strategischen UVP sind im Be­
reich der Beteiligungen zu sehen. Sie resultieren aus 
den unterschiedlichen Konkretisierungsgraden der 
Untersuchungsgegenstände (Projekt bzw. Programm). 
Während Projekte konkret vorstellbar (faßbar) und 
verortbar sind bleiben Programme oft wegen ihres 
übergreifenden Charakters notwendigerweise schon 
allein sprachlich im Bereich unterschiedlich inter- 
pretierbarer Begriffe. Aber selbst bei weitgehender 
sprachlicher Präzisierung (also Einengung der In­
terpretationsmöglichkeiten) sind programmatische 
Ziele selten räumlich fixiert (allenfalls werden 
größere geographische Bereiche angesprochen). 

Für die Projekt-UVP resultiert aus dem konkreten 
Vorhaben am angegebenen Ort zumindest eine un­
mittelbare Betroffenheit der am Ort Ansässigen. 
Allein diese Betroffenheit ist häufig bereits geeig­
net, das Interesse der Ansässigen am Projekt zu 
wecken. Ziel der Beteiligungen bei der Projekt- 
UVP ist daher eine unmittelbare Bürgerbeteiligung 
und die Ansprache der für den Ort zuständigen 
Träger öffentlicher Belange. Über die mögliche 
Mitwirkung der Betroffenen und der TÖB soll das 
Projekt optimiert und seine Akzeptanz gesteigert 
werden. (Selten kann mittels der Projekt-UVP das 
Projekt als solches in Frage gestellt werden.) Die 
praktizierten Beteiligungsformen sind in der Regel 
die übersichtüche Aufbereitung des UVP-Doku- 
mentes, dessen Bekanntmachung via Auslegung 
und die Anhörung der Betroffenen im Rahmen eines 
Erörterungstermins. Wenngleich die Praxis immer 
wieder zeigt, daß dieser theoretische Ansatz in der 
Umsetzung optimierungsfähig ist7), kann er doch 
prinzipiell im Verhältnis zum originären Planungs­
verfahren als zweckdienlich bezeichnet werden.
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Tabelle 1

Ausgewählte Aspekte der Projekt-UVP und der strategischen UVP im Vergleich.

Projekt-UVP Strategische UVP

Aspekt Projekt <-----------------------------------> Plan/Programm <----------------------------------- > Politik

1 Charakter des 
Instrumentes

Betonung des fachlichen Anteils Betonung des politischen Anteils

2 Transparenz/ 
Nachvollziehbarkeit

Erschwert durch
•  Fachbegriffe aus Natur- und 

Ingenieurwissenschaften;
•  umfangreiche Detailinformationen

Erschwert durch:
•  komplexe Beziehungen zu anderen 

Fachgebieten und Verwaltungen 
sowie deren Fachbegriffen;

•  g ro lle  V ielfalt möglicher Entwicklun­
gen;

•  prozeßhaften Planungsvorgang

3 Verfahren • formales Verfahren
• UVP und Planungsverfahren sind gut 

zu trennen

• kein formales Verfahren
• UVP und „Entstehung von Politik" sind 

kaum zu trennen;

4 Steuerung/ 
Koordinierung

Zusam menspiel von:
•  UVP und Projektplanung
•  fachlicher und politischer Ebene (mit 

Beteiligungen)

Zusam menspiel von:
•  UVP und them atisierter Politikbereich
•  verschiedenen weiteren Handlungs­

und Politikbereichen
• fachlicher und politischer Ebene

Einbindung der UVP in ein formales 
Verfahren

Einbringen der UVP in den „fre ien Raum “ 
politischer Diskussion - kein form ales Ver­
fahren

Schwerpunkt: Koordinierung Schwerpunkt: Steueruno

5 Betroffenheit unmittelbare/direkte Betroffenheit mittelbare Betroffenheit Einzelner; 
Entscheidungen m it gesellschaftlicher 
Relevanz

Beteiligungen Bürgerinnen- und TÖB-Beteiligung zur 
Mitw irkung;

Ö ffentlichkeitsbeteiligung, insbes. mit 
repräsentativen Vertreterinnen;

Ziel: Projektakzeptanz und 
Projektoptim ierung

Ziel: gesellschaftliche Konsensbildung 
bzw. tragfähiger Kompromiß

Beteiligungsform Übersichtliche Aufbereitung des UVP- 
Dokumentes, Auslegung, Anhörung

Einsatz spezieller Verm ittlungstechniken, 
verstärkter Medieneinsatz

6 Datenbasis/ 
Methoden

Arbeiten m it detailliertem Umweltw issen Arbeiten m it aggregiertem Umweltwissen; 
verstärkter Methodenmix

7 Wechselwirkung/ 
Folgewirkung/ 
Kumulationen

Naturwissenschaftliche Beziehungen W irkungen auf andere Politikbereiche, 
erhöhte hum an-ökologische und umwelt­
ökonom ische Relevanz

8 Prognoseunsicherheiten Prognoseunsicherheiten sind anzugeben, 
haben in der Regel geringe Bedeutung

Prognoseunsicherheiten sind eines der 
Hauptthemen der strategischen UVP

Beginn der UVP Frühzeitigkeit: Beginn mit dem jeweiligen 
Planungsverfahren bzw. Im konkreten 
P lanungsvorlauf

Vorausschauende (Initial)wirkung der 
UVP;
zukünftig zu erwartendes, umweltrelevan­
tes Konfliktpotential als Handlungsanlaß;

Voraussetzuna: kontinuierliche Beobach- 
tung aller Politikbereiche im Zusam m en­
wirken
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Auf der strategischen Ebene kann bestenfalls von 
einer mittelbaren Betroffenheit Einzelner gespro­
chen werden. Bei der Festlegung des Programms 
gilt es Entscheidungen von gesellschaftlicher Rele­
vanz zu treffen. Die Auswirkungen im Alltagsleben 
sind vielfach nicht unmittelbar zu spüren oder direkt 
auf einzelne programmatische Festlegungen zu­
rückzuführen, sondern sie teilen sich nur mittelbar 
mit oder entstehen z.B. im Zusammenwirken der 
Festlegungen mit tangierenden Bereichen (Auswir­
kungen sind keine Monokausalitäten). Im Hinblick 
auf die Beteiligungen muß die Forderung für die 
gegebene Konkretisierungsebene und die Art der 
Betroffenheit daher konsequenterweise als Einbe­
ziehung der "Gesellschaft" oder der "Öffentlich­
keit" formuliert werden. Für die praktische Umset­
zung müssen die Begriffe "Gesellschaft" und "Öf­
fentlichkeit" z. B. in "repräsentative Vertreterinnen" 
übersetzt werden, da sonst eine unmittelbare Dis­
kussion unmöglich wird. Da aber die Beteiligung 
einzelner Bürgerinnen nicht ausgeschlossen wer­
den soll, vielmehr in größerem Rahmen erwünscht 
ist, kann z.B. ergänzend eine gesamtgesellschaftli­
che Diskussion angeregt werden. Die dabei ausge­
tauschten Argumente sollten in den Kreis der Ent­
scheidungsträgerinnen rückgekoppelt werden. Um 
diese Diskussion zu führen, bedarf es des Einsatzes 
spezieller Vermittlungstechniken mit verstärktem 
Medieneinsatz. Einer phantasievollen Anwendung 
moderner Kommunikationsmittel sei hier Tür und 
Tor geöffnet. Ziel des Diskussionsprozesses ist die 
gesellschaftliche Konsensbildung oder zumindest 
die Aushandlung eines tragfähigen, allseits akzep­
tierten Kompromisses (vgl. auch Tab. 1).
Im Fall Erlangens mußte insgesamt festgestellt wer­
den, daß das Interesse der Bevölkerung an der UVP 
zum Flächennutzungsplan so gering war, wie das 
Interesse an der Flächennutzungsplanung selbst. Es 
zeigte sich deutlich, daß originelle Ideen erforder­
lich sind, um ein Mitwirken der Ansässigen anzure­
gen. Die herkömmlichen Verfahrensschritte der 
Auslegung und Anhörung wurden in der Hauptsa­
che von organisierten Interessensvertreterinnen 
wahrgenommen (z.B. Grüne Liste).
Die Mitarbeiter der Erlanger Stadtverwaltung haben 
versucht, das Gefühl der Betroffenheit Einzelner zu 
erhöhen, indem sie Bürgerversammlungen nicht nur 
für die Gesamtstadt abhielten, sondern in einzelnen 
Ortsteilen jene Planungsoptionen des Flächennut­
zungsplanes vorstellten, die den jeweiligen Ortsteil 
betrafen. Die Erfahrung hat hier gezeigt, daß es 
schwierig ist, im Rahmen einer Ortsteildiskussion 
die gesamtstädtische Relevanz der Optionen zu ver­
deutlichen. So es denn gelang, kam es nicht selten 
auf der Ebene der Ortsteile zu dem analogen Phäno­
men, das auf der Projektebene in der Literatur häu­
fig als "Nimby-Syndrom" bezeichnet wird ("not in 
mv backyard"). Das Erhöhen des Betroffenheitsge­
fühls ist demnach nicht notwendigerweise geeignet, 
die Problemlage von einem übergeordneten Stand­
punkt aus zu betrachten und gesamtgesellschaftlich 
- bzw. hier gesamtstädtisch - zu argumentieren.

Die Schwierigkeit schließlich, den Zusammenhang 
von Umweltuntersuchungen und Flächennutzungs­
planung zu verdeutlichen, wurde in Erlangen so 
gelöst, daß diese beiden Bereiche nicht erst getrennt 
dargestellt wurden, um anschließend die Zusam­
menhänge zu erklären. Vielmehr wurden von vorn­
herein die Arbeiten an der Flächennutzungsplanung 
und die Umweltuntersuchungen gemeinsam (inte­
griert) vorgestellt (vgl. Pkt. 2.1 und 2.2, Sprachge­
brauch beim Anschreiben an die TÖB und Erläute­
rungen zum Thema Transparenz). Im Hinblick auf 
das Planungsverständnis hat sich dieses Vorgehen 
bewährt. Hinweise aus der Bevölkerung und von 
den TÖB zur Umweltrelevanz der Planungsoptio­
nen gingen allerdings kaum ein. Die Funktion der 
Informationsgewinnung zur Verwertung im Rah­
men der UVP - wie sie auf der Projektebene für das 
Verfahrenselement der Beteiligungen mitunter ge­
nannt wird - konnte auf dieser Planungsebene kaum 
eingelöst werden.

2.6 Datenbasis / M ethoden

Die für Projekte angefertigten Umweltuntersuchun­
gen basieren auf detaillierten Umweltinformatio­
nen. Diese Informationen werden durch wenige 
Methoden verarbeitet. Meist bildet eine - oft forma­
lisierte - Methode (z.B. die ökologische Risikoana­
lyse) den Hauptbestandteil der Arbeit, die erforder­
lichenfalls durch methodische Exkurse zu besonde­
ren Problematiken ergänzt wird.
Auf der strategischen Ebene zeichnen sich die Un­
tersuchungen durch ein Arbeiten mit aggregiertem 
Umweltwissen aus. Durch die Verschiedenartigkeit 
der relevanten Umweltinformationen sind jeweils 
angepaßte Untersuchungsmethoden anzuwenden. 
Prinzipiell kommt es dabei nicht etwa auf das Kre­
ieren neuer Methoden an, sondern auf die sinnvolle 
Kombination bekannter Methoden, die es ermögli­
chen, einen übergreifenden Bezug unter den Infor­
mationen herzustellen (vgl. auch Tab. 1).
In Erlangen geschah dies z.B. durch die Einordnung 
erwarteter Umweltfolgen einzelner Planungsoptio­
nen vor dem Hintergrund gesamtstädtisch ange­
strebter Entwicklungsstrategien im Bereich Land­
schaftsplanung sowie Arten- und Biotopschutz. Nur 
in Einzelfällen waren hierfür spezielle Detailunter- 
suchungen erforderlich, so z.B. zur näheren Klärung 
von Altlastenverdachtsflächen. Der Methodenmix 
setzte sich zusammen aus flächendeckenden und 
punktuellen oder linienförmigen Untersuchungsan­
sätzen (z.B. Auswertung des flächendeckenden 
Landschaftsplanes und Untersuchungen zur Schall­
ausbreitung an Straßen), aus qualitativen und quan­
titativen Bilanzierungen (Verlust von ökologischen 
Funktionen und Angabe der beeinträchtigten Flä­
chengrößen) etc. Oft konnte dabei auf vorhandene 
Umweltdaten zurückgegriffen werden; neu war da­
bei jedoch das Ziel und mithin die Systematik der 
Auswertung. In der zweiten UVP-Stufe wurde der 
methodische Ansatz aus der ersten UVP-Stufe zu­
nächst vertieft (detailliert), danach methodisch er-
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weitert, indem die Flächenbetrachtungen durch Pro­
gnosen über Auswirkungen induzierter Verkehre er­
gänzt wurden und schließlich neue Untersuchungs­
flächen in die Bearbeitung aufgenommen wurden. 
Dies geschah entsprechend des jeweils fachlich 
oder politisch begründeten Erkenntnisbedarfs.

2.7 Wechselwirkungen / Folgewirkungen / 
Kumulationen

Die Angabe von Wechsel- und Folgewirkungen so­
wie die Stellungnahme zu Belastungskumulationen 
ist Bestandteil einer guten Projekt-UVP. Interpre­
tiert werden diese Anforderungen - sofern ihnen 
überhaupt Rechnung getragen wird81 - in der Regel 
hinsichtlich der Umweltmedien in naturwissen­
schaftlicher Weise. Wo dies aufgrund mangelnder 
Daten für den konkreten Fall nicht zu präzisieren ist, 
wird mitunter beispielhaft auf allgemein anerkannte 
W irkungsbeziehungen wie z.B. Nahrungsketten 
verwiesen.
Bei der Diskussion grundsätzlicher Entwicklungs­
richtungen im Rahmen einer strategischen UVP 
sind umweltrelevante Auswirkungen (und damit 
auch Wechselwirkungen etc.) auf andere Politikbe­
reiche als die des fraglichen Programmbereichs zu 
erörtern. Von besonderer Bedeutung sind neben 
Auswirkungen auf die Umweltmedien humanöko­
logische und umweltökonomische Implikationen 
der angestrebten programmatischen Ziele und der 
daraus abgeleiteten Maßnahmen (vgl. auch Tab. 1). 
Als Politikbereiche, die durch die Planungsoptio­
nen in Erlangen neben der Stadtentwicklungspoli­
tik diskutiert wurden, sind in erster Linie die Land­
wirtschaftspolitik und die Verkehrspolitik zu nen­
nen. Die Landwirtschaft war nicht allein durch die 
Inanspruchnahme ihrer Flächen für urbane Nutzun­
gen angesprochen, sondern zu einem nicht unerheb­
lichen Teil auch durch die vorgesehene Nutzung 
ihrer Flächen als Ausgleichs- und Ersatzflächen, die 
nicht in ausreichendem Maße innerhalb der urbanen 
Stadtflächen zur Verfügung standen. Für die Land­
wirtschaft stand hier ein Bedeutungswandel9* ihres 
Bemfszweiges zur Diskussion. Eng damit verbun­
den waren die Argumente wirtschaftlicher Implika­
tionen dieses Bedeutungswandels für die einzelnen 
landwirtschaftlichen Betriebe (umweltökonomische 
Auswirkungen).
Ferner hatte die Frage der Trassierung der Stadt- 
Umland-Bahn und die Frage von Straßenausbau­
maßnahmen großen Einfluß auf die angestrebten Pla­
nungsoptionen im Flächenutzungsplan. Gefragt wur­
de hier nach günstigen Erschließungssituationen 
einerseits und Lärm- und Immissionsbelastungen 
auf angrenzenden Flächen für die dort ansässige Bevöl­
kerung andererseits (humanökologische Folgen).

2.8 Prognoseunsicherheiten /
Beginn der UVP

Die Angabe von Prognoseunsicherheiten und Kennt­
nislücken ist bei der Projekt-UVP gefordert, doch

haben derartige Angaben in der Praxis kaum Bedeu­
tung.10* Dies stellt sich für die strategische UVP 
ganz anders dar. Da es hier um die Prognose mög­
licher übergeordneter, also bereichs-übergreifender 
Entwicklungen und deren Umweltauswirkungen 
geht, sind diese Prognosen mit großen Unsicherhei­
ten behaftet. Fände in der Dokumentation eine Be­
schränkung auf die Darstellung jener Entwicklun­
gen und Auswirkungen statt, die mit relativ großer 
Wahrscheinlichkeit erwartet werden können, blie­
ben nicht viele Prognosen übrig. Das Erfordernis 
besteht jedoch gerade in der (gesellschaftlichen) 
Diskussion möglicher Entwicklungsrichtungen und 
das vor allem im Hinblick auf die jeweils damit 
möglicherweise verbundenen umweltrelevanten 
Auswirkungen und Risiken. In der Konsequenz be­
deutet dies aber nichts anderes, als daß gerade die 
Diskussion der Prognoseunsicherheiten eines der 
Hauptanliegen der strategischen UVP darstellen 
muß.
Aus dem Anforderungsprofil und den Zielen der 
Projekt-UVP - z.B. gestaltende Mitwirkung an der 
Planung - erwächst die Notwendigkeit eines mög­
lichst frühzeitigen Beginns der UVP. Formal sollte 
dieser Beginn gleichzeitig mit dem originären Pla­
nungsverfahren einsetzen. Analoges gilt für den 
informellen Planungsvorlauf, der günstigerweise 
bereits mit informellen Vorarbeiten zum UVP-Ver­
fahren zu begleiten ist.
Die Steuerungsaufgabe der strategischen UVP, die 
Forderung der Eröffnung umweltverträglicher Ent­
wicklungsmöglichkeiten, kann um so besser einge­
löst werden, wenn die strategische UVP voraus­
schauend angelegt ist und ihr somit eine Initialwir­
kung zukommt. Die Initiative ist seitens der strate­
gischen UVP zu ergreifen, wenn zukünftig um­
weltrelevantes Konfliktpotential erwartet werden 
kann. Dieses kann erkannt werden, wenn z.B. eine 
kontinuierliche Beobachtung aller Politik- oder 
Handlungsbereiche betrieben wird, daraus jeweils 
(Bereichs-)Prognosen entwickelt werden und in der 
Überlagerung dieser Prognosen systematisch nach 
Konfliktpotential gesucht wird (vgl. Pkt. 2.4; s.a. 
Tab. 1).

3. Fazit

In Abschnitt 2 wurde dargelegt, wie sich einzelne 
Aspekte der Projekt-UVP bei einer Anwendung des 
Instrumentes auf einer strategischen Ebene verän­
dern würden. Tabelle 1 gibt die einzelnen Aspekte 
zusammenfassend wieder:
Während die Spalte "Projekt-UVP" durchaus das 
Profil der Projekt-UVP in ihren wesentlichen As­
pekten beschreibt, kann die Spalte "Strategische 
UVP" nicht in Gänze als Beschreibung oder Anfor­
derungsprofil eines neuen Instrumentes "strategi­
sche UVP" dienen. Die Zusammenschau der zu den 
einzelnen Aspekten genannten Hypothesen zur stra­
tegischen UVP liest sich vielmehr als idealtypische 
Vorstellung eines ausgewogenen politischen Pro­
zesses oder einer erstrebenswerten Planungskultur,
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die wir bislang noch mit keinem Instrument errei­
chen konnten und wohl auch kaum erreichen wer­
den. Dies liegt sicherlich nicht allein darin begrün­
det, daß bereits diese idealtypische Vorstellung in 
der praktischen Umsetzung Widersprüchlichkeiten 
beinhaltet wie z.B. zu den Stichpunkten Transpa­
renz, Akzeptanz und Komplexität oben ausgeführt. 
Insofern kann diese Beschreibung zwar als generel­
le Orientierungshilfe bei der Behandlung eines ge­
sellschaftlichen (planerischen) Konfliktes dienen, 
jedoch kann daraus nicht zwingend die Ausgestal­
tung eines (womöglich einzigen) planerischen In­
strumentes folgen.
Für die Diskussion um das neue Instrument "strate­
gische UVP" heißt dies vor allem, daß es meist nicht 
praktikabel ist, die Elemente der Projekt-UVP auf 
einer strategischen Ebene "in entsprechend ange­
paßter Weise" zu handhaben. Damit sich das neue 
Instrument als wirkungsvoll erweist, muß es in sei­
ner Ausgestaltung gezielt beschränkt werden. Auf 
welche Aspekte das Instrument zielen sollte, hängt 
von den jeweiligen Ausgangsbedingungen ab und 
kann nicht generell definiert werden. Soll das neue 
Instrument dennoch gesetzlich normiert werden, 
können daher die Bestimmungen nur relativ unkon­
kret als Rahmenbedingungen formuliert werden. 
Wie das Beispiel Erlangen und die angeführten 
Überlegungen deutlich zeigen, setzt ein sich ständig 
verändernder Prozeß in Verbindung mit den fallbe­
zogenen Besonderheiten sowohl hinsichtlich des 
Verfahrens als auch in Bezug auf inhaltlich-metho­
dische Aspekte Grenzen für zweckmäßige Formali­
sierungen. Die Akzeptanz dieser Grenzen ist unbe­
dingt erforderlich, um die notwendige Flexibilität er 
strategischen UVP zu gewährleisten.
Die Vielzahl der aufgezeigten möglichen Anforde­
rungen an eine strategische UVP kann indes auch 
als Indiz dafür gewertet werden, daß die heute in der 
Planung benutzten Verfahren und Instrumente nicht 
mehr zeitgemäß sind. Die rasante Entwicklung 
kommunikativer Möglichkeiten und die Verände­
rungen unseres gesellschaftlichen Selbstverständ­
nisses, die sich seit der Einführung unserer planeri­
schen Verfahren und Instrumente vollzogen haben, 
können durchaus Anlaß geben, unsere planerischen 
Herangehensweisen zu überdenken und in größe­
rem Maße umzugestalten.
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